In jüngster Zeit sind einige interessante Entscheidungen zur Ablehnung von Gerichtsgutachtern wegen Besorgnis der Befangenheit veröffentlicht worden.

(1) Eine eher kuriose Ablehnung hat das OLG Köln beschäftigt (Beschl. v. 26.07.2007 – 2 W 58/07, SV 2008, 272. Ein im Zivilprozess Beklagter hatte sein Ablehnungsgesuch auf die ungewöhnlich zügige Erstellung eines relativ umfangreichen fachpsychiatrischen Gutachtens gestützt, die ausschließlich der Klagepartei zu Gute komme, diese also bevorzugen solle. Das OLG Köln sah darin zu Recht nicht einmal „ansatzweise“ einen Ablehnungsgrund, zumal der Sachverständige diese zügige Erstellung seines Gutachtens mit einer vorübergehend relativ geringen anderweitigen Arbeitsbelastung erklärt hatte. 

(2) Zu Recht hat das Kammergericht (so heißt das Oberlandesgericht in Berlin) mit Beschluss vom 6.9.2007 – 12 W 52/07, DS 2008, 277 = MDR 2008, 528 die Ablehnung eines medizinischen Gutachters für begründet erklärt, der auf den Vorhalt eines Rechtsanwalts („Soweit der Sachverständige außerhalb seines Fachgebiets Unfallfolgen annimmt, ist das Gutachten ohne jeden Beweiswert“) unsachlich reagiert hatte („Unverschämtheit; völlig absurd und inkompetent“). Dass ein Anwalt medizinisch weniger kompetent ist als ein Arzt, ist ihm nicht vorzuwerfen. Dass er als Parteivertreter einem Sachverständigen kritische Vorhalte macht, z.B. wie hier auf die Grenzen von dessen besonderer Sachkunde hinweist, ist keine Unverschämtheit, sondern seine Pflicht. Würde er diese Pflicht nicht erfüllen, würde er sich selbst Haftungsansprüchen seines Mandanten aussetzen.
Interessant ist an diesem Fall, dass das Landgericht als erste Instanz gemeint hatte, die Äußerungen des Gutachters hielten sich in den „Grenzen des gerade noch Hinnehmbaren“. Das belegt, wie unterschiedlich verschiedene Gerichte gerade in Ablehnungsfällen manchmal den selben Sachverhalt beurteilen. Hintergrund der sprachlichen Entgleisung des Sachverständigen scheint hier – wie auch sonst oft – eine Fehlvorstellung des Gerichtsgutachters von der verfahrensrechtlichen Rolle des Anwalts im Zivilprozess als einseitiger Interessenvertreter der von ihm vertretenen Partei.

(3) Das OLG Saarbrücken (Beschluss v. 11.03.2008 –5 W 42/08-16, MDR 2008, 1121) hat einem Ablehnungsgesuch zu Recht stattgegeben, weil der Gerichtsgutachter seinen Gutachtensauftrag durch eine Beweiswürdigung von Zeugenaussagen überschritten und Anknüpfungstatsachen zugrunde gelegt hatte, die ihm nicht vorgegeben waren. Der Sachverständige hatte zum Schadensverlauf festgestellt, dass auf Grund der von ihm näher bezeichneten Zeugenaussagen darauf geschlossen werden könne, dass der Beklagte Kunststoff verbrannt habe. Die Zeugen hätten nämlich den typischen Geruch nach verbranntem Nylon bzw. Rückstände von transparentem Nylon bekundet. Zutreffend weist das OLG Saarbrücken darauf hin, dass die „auf der Grundlage aller Zeugenaussagen vorzunehmende Würdigung, ob der Beklagte tatsächlich Kunststoff verbrannt hat und/oder an der Brandstelle Kunststoffrückstände vorgefunden worden waren, und damit auch die Bewertung der Glaubwürdigkeit der Zeugen wie der Glaubhaftigkeit der Aussagen, allein Sache des Gerichts“ war. Die einseitige Akzentuierung seiner Feststellungen rechtfertige aus der Sicht der dadurch benachteiligten Partei die Besorgnis der Befangenheit.
Zum Verbot der Zeugenbefragung und der Beweiswürdigung von Zeugenaussagen durch Gerichtsgutachter wird auf die Ausführungen im Buch § 15 RdNr. 40 und 218 ff. verwiesen.
Im gerade geschilderten Fall hatte der Gerichtsgutachter zusätzlich die gebotene Zurückhaltung in der Wortwahl vermissen lassen, als er sich mit einem Privatgutachten auseinanderzusetzen hatte. Er hatte ausgeführt, der Privatgutachter möge ein „leidlicher Kfz.-Ingenieur sein, von Kunststoffen habe er nicht die geringste Ahnung“. Dessen Vermutung, dass es sich um Baumharz handeln könne, habe „noch einen gewissen Charme“, weil Harztropfen zumindest eine gewisse Ähnlichkeit mit geschmolzenen Kunststoffpartikeln hätten. Diese geradezu verächtlich herablassenden Ausführungen hat das OLG Saarbrücken zutreffend als eine Verletzung der gebotenen Sachlichkeit gewertet.

(4) In einem weiteren Ablehnungsverfahren hat das OLG Saarbrücken (Beschluss vom 30.1.2008 – 5 W 318/07, DS 2008, 267) eigene Ermittlungen des Gerichtsgutachters zu Fahrzeugkenndaten zutreffend nicht als Überschreitung des Gerichtsauftrags angesehen, zumal ein Herkunftszertifikat unstreitig nicht vorhanden gewesen sei. Das Ablehnungsgesuch wurde deshalb – so das OLG – vom Landgericht zu Recht als unbegründet zurückgewiesen.

